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Vierteljähriger Abonnementsvreis in Preslau 2 Thlr., außerhalb incl. 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Juſerſtonsgebühr für den Raum einer 
h ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr. 


Deut ſchland. 
Berlin, 24. Nov. Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben 
eine ziemlich gute Nacht gehabt und ſchreitet die Beſſerung weiter vor. 
(Reichs⸗A.) 


9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 

7. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 24. November). 

11 Uhr. Am d Gel. Nl Camphauſen, Graf zu Eulenburg, Leonhardt, 
Achenbach Falk und Geh. Rath Hoffmann. 5 

Vom Finanzminiſter iſt eine Ueberſicht der im Jahre 1873 zur Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer herangezogenen Perſonen und des Ertrages dieſer 
Steuern an das Präſidium gelangt. 5 a g 
Zur Verleſung kommt Piero vom Abg. Duncker eingebrachte Inter⸗ 
pellation, welche der Vicepräſident des Staatsminiſteriums ſofort zu be⸗ 
antworten ſich bereit erklärt: : , 

„Laut Mittheilung des „Deutſchen Reichsanzeigers“ haben am 13. No: 
vember im Bundesrath e ſtattgefunden über die bevorſtehenden 
Reichstagswahlen und die unentgeltliche Beförderung der Reichstagsabgeord⸗ 
neten auf den W nde Ich richte an die königliche Staatsregierung 
die Anfrage: 1) Ob und welche Beſchlüſſe vom Bundesrath über die ange⸗ 

ebenen Munk bereits gefaßt ſind? 2) In welcher Richtung die preußiſchen 

evollmächtigten inſtruirt worden ſind, im Bundesrathe in Bezug auf die 
unentgeltliche Beförderung der Reichstagsabgeordneten auf den Eiſenba nen 
u ſtimmen? 3) Für welchen Termin der Reichstagswahlen bezüglich des 
Zuſammentrittes des neu gewählten Reichstages ſich das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium entſchieden hat? } 5 

Abg. Duncker: Ich kann nicht leugnen, daß eine gewiſſe, vielleicht be⸗ 
rechtigte Scheu exiſtirt, Reichstagsangelegenheiten vor dieſem Haufe zu erör⸗ 
tern. Die Landesvertretung des größten deutſchen Staates, den man gewiß 
als ein praecipuum membrum des deutſchen Reiches bezeichnen kann, muß 
indeſſen ein beſonders hohes Intereſſe daran haben, daß die Reichsangelegen⸗ 
heiten in einer Weiſe gefördert werden, welche die Geſundheit und Kraft 
dieſes mächtigſten Gliedes verburgen. Es kann daher nicht fehlen, daß wir 
im Verlaufe unſerer Arbeiten an vielen Punkten, wo ſich die Reichs⸗ und 

articulgrintereſſen kreuzen, in die Lage kommen werden, die königliche Re⸗ 
gierung hier anzuregen, Dinge im Sinne der Reichsangelegenheiten zu ord⸗ 
nen, für deren Regelung uns die Competenz fehlt. Andererſeits hat dieſes 
Haus ſich freilich zu hüten, und kann es mir gewiß nicht in den Sinn kom⸗ 
men, die ſtaatsrechtlich verbürgte Stellung der Reichsgewalten irgendwie an⸗ 
zufechten und principiell muß uns ein Ausſpruch des Reichstages, als auf 
der Abſtimmung der ganzen Nation beruhend, immer höher ſtehen als die 
Abſtimmung eines Hauſes des Landtages, das leider noch immer aus einer 
Klaſſenvertretung hervorgeht. Aber wenn dieſe principiellen ſtaatsrechtlichen 
Bedingungen uns gewiſſe Schranken auferlegen, ſo kann es doch nicht fehlen, 
daß wir in die Lage kommen, Reichstagsangelegenheiten in unſerer Mitte 
dann zu erörtern, wenn erſt der Reichstag ſelbſt geſprochen hat, und das iſt 
ja in dem vorliegenden Falle geſchehen. Bei der a Lage der 

eichsverfaſſung, welche neben den i den Bundesrath ſtellt, jene 
Behörde, die halb legislativer Körper, halb Miniſterium iſt, aber ohne die 
Eigenſchaften, die ſonſt dieſen beiden Corporationen is den ohne Oeffent⸗ 
lichkeit der Verhandlungen, ze. ohne Verantwortlichkeit der Mitglieder. Da 
kann es allerdings nicht fehlen, daß die Landtage Veranlaſſung nehmen, 
1 eichstag geſprochen hat, durch ein Votum die Schwerkraft 
des Reichstagsvotums zu unterſtützen. ö SS 

Nun iſt wiederholt auch vom Reichskanzler die Verantwortlichkeit der 
im Bundesrath vertretenen Regierungen ihren Landtagsvertretungen gegen⸗ 
über anerkannt worden. Er hat es ausdrücklich hervorgehoben, daß die Mit⸗ 

lieder des Bundes rathes gleichſam ein Durchſchnittsminiſterium zu vertreten 
ätten, das ſich zuſammenſetzt aus den Anſchauungen der Regierungen und 
der jeweiligen Landesvertretungen, weil ſie den letzteren verantwortlich ſeien. 
ierzu kommt, daß die vorliegende Frage im höchſten Maße das Intereſſe 
reußens in Anſpruch nimmt. Denn an guten Reichstagswahlen hat Preu⸗ 
en ein ſehr hervorragendes Intereſſe. Das iſt freilich vom jeweiligen 
arteiſtandpunkte ein ſehr relativer Begriff, aber es wird jedenfalls die beſte 
Wahl dann ermöglicht, wenn der Kreis, in welchem zu wählen iſt, ein nicht 
zu eng gezogener iſt, und da iſt 1 1 die Frage der Entſchädigung oder 
der Opfer, die den einzelnen Reichstagsabgeordneten bei ihrer ſehr ſchwierigen 
Lage zugemuthet werden, eine ſehr wichtige. Sie wiſſen, wie oft bereits der 
nee ſein Votum in dieſer Frage abgegeben hat. Der Bundesrath hat 
demſelben bis jetzt nicht zugeſtimmt, aber aus Andeutungen, die bereits im 
Reichstage und gegenwärtig in der Preſſe uns zu Theil geworden, geht her⸗ 
vor, daß man wenigſtens zu einem Theil eine Sb e zu gewähren 
bereit iſt. Meine wee Meinung iſt freilich, daß das Auskunftsmittel 
der freien Eiſenbahnfahrt kein ſehr glückliches iſt. Ich fürchte die Verhand⸗ 
lungen des Reichstages werden dadurch nicht an Gründlichkeit und gehöriger 
Vor 5 0 der Berathungen gewinnen. Die Verlockung für die Mitglieder 
wird eine allzu große ſein, in den Zwiſchenpauſen nach Hauſe zu reiſen und 
dann nur auf den energiſchen Ruf des Telegraphen zu den Abſtimmungen 
erbeizueilen. Aber eine beſtimmte Erklärung der Regierung über dieſe in 
1 geſtellte Entſchädigung wird immerhin namentlich in Süddeutſchland 
einen bedeutenden Einfluß ur die Entſchließung derjenigen Perſonen aus⸗ 
üben, welche ſich um ein Reichstagsmandat bewerben. > 

Sodann aber iſt es ein großes Intereſſe des ganzen Volkes, daß es zeitig 
unterrichtet ſei, zu welchem Termin die Reichstagswahlen ſtattfinden ſollen, 
damit überall von allen Parteien die Zurüſtungen und Vorbereitungen be⸗ 
ginnen können; vor Allem aber wird das für die Mitglieder dieſes Hauſes 
ein ganz beſonderes Intereſſe haben. Wir ſind jetzt im Beginn wichtiger 
und weittragender Arbeiten. Es würde für dieſe unſere Arbeiten perhäng⸗ 
nißvoll ſein, wenn mitten hinein die a a fallen ſollten, da 
viele Mitglieder dieſes Hauſes durchaus nothwendig bei der Candidirung zur 
Reichstagswahl in ihren Wahlkreiſen anweſend ſein müſſen. Endlich it die 

rage, wann der gewählte Reichstag zuſammenberufen werden ſoll. Der 

eichstag felbſt hat über dieſe Frage bereits ſein Votum ausgeſprochen und 
ſich für die regelmäßige Herbſtſeſſion entſchieden, damit die Fee 
den Einzellandtagen gewahrt bleibe. Sollte die Regierung aber dennoch 
wichtige Gründe haben diesmal noch eine Frühjahrsſeſſion des Reichstages 
anzuberaumen, ſo darf eine ſolche doch keinenfalls in eine Zeit fallen, wo 
dies Haus noch bei ſeiner Arbeit iſt. Ich darf nach alle dieſem auf die drei 
Se der Interpellation wohl eine klare und beſtimmte Antwort von 

eiten der Regierung erwarten und gebe mich der Hoffnung hin, daß dieſe 
Antwort in einem Sinne ausfalle, der das Intereſſe der Volksvertretung im 
Reichstage und der Landesvertretung in dieſem Hauſe gleichmäßig wahrt. 
Vice ⸗Präſident des Stgatsminiſteriums amp pa ngen Die Interpella⸗ 
tion umfaßt in den drei Punlten, die ſie berührt, zwei von einander ver⸗ 
ſchiedene Gegenſtände. Es wird die königliche Regierung ſich nicht hen 
an die einzelnen Nummern anſchließen können, ſondern nur an den fachlichen 
Zuſammenhang. Einerſeits iſt die Interpellation gerichtet auf die Frage 
über den Termin der Reichstagswahlen und den Zuſammentritt des neu ge⸗ 
wählten Reichstags und wünſcht Auskunft, für welche Zeit ſich das preußiſche 
Finanzminiſterium entſchieden habe. In Bezug auf dieſen Theil der Inter⸗ 
pellation habe ich daran zu erinnern, daß die Auflöſung und Wiedereinbe⸗ 
rufung des Reichstages eine Prärogative des Kaiſers iſt, daß der Bundes⸗ 
rath verfaſſungsmäßig über den Termin der Wiedereinberufung des 7 8 
tages Beſchlüſſe nicht zu faſſen hat und daß noch weniger die preußiſche Re⸗ 
gierung in der Lage iſt, in der W Form einer Interpellation über 
dieſe Dinge Auskunft zu geben. Was den zweiten Theil der Interpellation 
betrifft, die Frage, in welcher Richtung die preußiſchen Bevollmächtigten im 
Bundesrathe inſrrt worden ſeien, für die freie Beförderung der Reichs⸗ 
tagsabgeordneten auf den Eiſenhahuen zu ſtimmen, 0 ertheile ich die Ant⸗ 
wort, daß in Bezug auf dieſe Frage ein definitiver Beſchluß noch nicht ge⸗ 
faßt iſt, daß die Unterhandlungen Ae und daß wir es ablehnen, über 
die ſchwebenden Unterhandlungen Auskunft zu ertheilen. (Bewegung.) 

Damit iſt die Interpellation erledigt und das Haus tritt in die erſte 
Berathung des Staatshaushalts für 1874 ein, der nach der Mei- 
nung der Majorität des Hauſes im Plenum durchberathen werden ſoll. Nur 
15 die Etats des Cultusminiſteriums und der e ge en ſowie 


Er für das Extraordinarium im Etat des Handelmini teriums hat Abgeordneter 


Vierundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinst 


den 25. November 18 
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Miquel die Dan Vorberathung in der Budgeteommiſſion bean⸗ 

tragt. Es melden ſich für die erſte Berathung ſieben Redner zum Wort, 
egen die Vorlage Richter (Hagen), Rickert, Schmidt (Stettin) und von 
chorlemer⸗Alſt, für dieſelbe Miquel, Naſſe und v. Benda. 


Abg. Richter (Hagen). M. 1190 ich habe zunächſt mein Bedauern da⸗ 
rüber auszuſprechen, daß die Auflöſung des Hauſes jo ſpät erfolgt it, daß 
auch in dieſem Jahre wenig Ausſicht vorhanden zu ſein ſcheint, das Etats⸗ 
geſetz vor Beginn des Etatsjahres vollſtändig fertig zu ſtellen, ich hoffe, daß 
dieſer Uebelſtand in dieſem Jahre zum letzten Mal eintreten wird. Wenn 
die Staatsregierung an den Reichstag und an den Landtag die Aufforderun 
ſtellen würde, das Etatsjahr auf den erſten April W verlegen, ſo glaube i 
daß weder im Reichstag noch im Landtag ſich Widerſpruch erheben werde. 
Fände eine ſolche Verlegung des Etatjahres ſtatt, ſo würde es möglich ſein, 
den Intentionen des Reichstages nachzukommen, den Reichstag künftig im 
Herbſt zu berufen und den Landtag unmittelbar nach Neujahr einzuberufen. 
Alsdann würde Sicherheit vorhanden ſein, daß vor Beginn des Etatjahres 
das Etatgeſetz jedesmal vollſtändig zu Stande käme. — 5 

Was die Finanzlage anbetrifft, jo erkenne ich fie mit den Herrn Miniſtern 
als eine im hohen Grade befriedigende an. In h an behaglichen Situa⸗ 
tion aber wie Preußiſche Finanzminiſter befinden ſich auch die Miniſter aller 
übrigen deutſchen Staaten: Gleiche Urſachen müſſen ja gleiche Wirkungen 
erzeugen. Wir ſehen, oh Dank dem Aufſchwung, den die Volkswirthſchaft 
nach dem api n genommen hat, und in Folge der franzöſiſchen 
Kriegsentſchädigung auch die ſüddeutſchen Stagten die für a perbel. 
kritiſche Periode des Untergangs, welche der Eintritt in das Reich herbei⸗ 
führte, her überwunden haben. 8 

Der Herr Finanzminiſter hat den Betrag, der Preußen von der franzö⸗ 
ſiſchen Kriegsentſchädigung zukommen wird, auf 62 Millionen angegeben und 
bemerkt, daß weitere Zahlungen noch ausſtänden. Ich glaube allerdings 


nach den ſtarken Beträgen, die für Reichszwecke reſervirt worden find, nicht, 


daß die urſprünglich gehegte Erwartung ſich erfüllen wird, und daß der Be⸗ 
trag von 100 Millionen Thaler, der in der vorigen Seſſion in Ausſicht ge⸗ 
nommen wurde, für Preußen erreicht wird. Es haben auch während der 
letzten Reichstagsſeſſion große finanzielle Fragen, die tief in die preußiſchen 
Det einſchneiden, ihre Erledigung gefunden; der Staat Prenßen bat 
ierbei mehr Opfer gebracht, als eine ſtreng wägende Gerechtigkeit uns viel⸗ 
leicht hätte auferlegen können; die Opfer ſind gebracht worden auch unter 
Si e on preußiſchen ie ee ſie ſind im nationalen 
Sinne zur Befeſtigung des Reichs gebraucht worden, ich erinnere nur an die 
Art, wie die Feſtungsfrage gelöſt iſt, an das Geſetz über die Uebertragung 
des Eigenthums an den zum Gebrauch der Reichsverwaltung beſtimmten 
Gegenſtänden und an den Vertheilungsmaßſtab, der für die e e 
ung unter den norddeutſchen Staaten Platz gegriffen hat. Wenn hier 
reußen mehr Opfer gebracht hat, als es ſtreng genommen hätte bringen 
müſſen, jo halte ich es für nothwendig, daß in dieſem Saale dies herporge⸗ 
hoben wird, ſie es auch nur, um die anderen Regierungen abzuhalten, bei 
den noch ausſtehenden Fragen, — ich erwähne namentlich der Papiergeld⸗ 
und der Bankfrage — die Forderung allzuhoch zu ſpannen; man könnte 
ſonſt auch von unſerer Seite ſich veranlaßt ſehen, bei der egelung dieſer 
Frage die Rechenkunſt mehr zu Hülfe zu ziehen, als wir es bisher gethan 
haben. Bei der vorjährigen Budgetdebatte erlaubte ich mir, die Aufmerk⸗ 
ſamkeit des Hauſes darauf hinzulenken, daß einer Anzahl Gemeinden, 
namentlich in den weſtlichen Provinzen, welche beſondere Kriegsleiſtungen 
ee dafür wohl billigerweiſe ein Erſatz vorweg aus der Reichs⸗ 
aſſe gebühre. a 
Der Herr Miniſter hat ſelbſt zugegeben, daß im laufenden Jahre der 
Etatsanſchlag vorausſichtlich doch noch übertroffen werden wird, trotz des 
Rückſchlages in den Verhältniſſen. Ebenſo hat man den Ertrag der klaſſifi⸗ 
zirten Einkommenſteuer, der Gewerheſteuer nur nach dem Veranlagungs⸗Soll 
des Jahres 1873 angenommen. Gewiß iſt die Börſenkriſis noch nicht ganz 


vorüber, noch manches große Vermögen wird ebenſo raſch wieder entſchwin⸗ 


den, wie es entſtanden iſt. Gleichwohl halte ich die Grundlage unſerer 
Volkswirthſchaft für durchaus geſund. Trotz der ſteigenden Preiſe der Le⸗ 
bensmittel hat ſich der Volkswohlſtand ſeit dem Friedensſchluſſe im Ganzen 
erheblich gehoben und . in den unteren Klaſſen iſt das Volk trotz 
der höheren Preiſe gegenwärtig beſſer ſituirt als vor einigen Jahren, und 
dieſe ſteigende Richtung wird, wenn wir Frieden behalten, anhalten. Dieſer 
Vorausſicht iſt aber in der Veranſchlagung der Einnahme nicht genügende 
Rechnung getragen, der Etat für 1874 iſt noch mehr als es in den früheren 
Etats der Fall war, auf einen Ueberſchuß von vornherein e Nun 
iſt zwar auch mir ein Ueberſchuß ſchließlich lieber als ein Deficit, ich kenne 
auch das Sprichwort: „Beſſer bewahrt als beklagt“. Dieſes Syſtem der 
Etatsaufſtellung iſt durchaus richtig, wenn es ſich um den Etat für eine 
Privatwirthſchaft handelt, aber nicht in der SER: Für einen 
Finanzminiſter iſt es ſehr bequem, Etats in dieſer Weiſe anzulegen, er bleibt 
dabei niemals hinter den Erwartungen zurück, ſondern übertrifft ſie ſtets; 
ja er kann bei ſtändigen Ueberſchüſſen allmälig den Nimbus eines mittel⸗ 
e Hofalchimiſten gewinnen, der gewiſſe Geheimmittel beſitzt, um Gold 
zu zaubern. Aber dieſe Ueberſchüſſe ſind doch Steuerträge und die ehr n 
der Medaille lehrt alſo, daß man dem Volke beſtändig mehr an 
er abgenommen hat, als der Staalsbedarf wirklich 
er heiſchte— 

Wenu ich mich nun unſerer inneren Finanzlage zuwende, ſo iſt die erſte 
Frage, die ſich auch mir aufdrängt, die: iſt diese Finanzlage, wie ſie aus dem 
Budget erhellt, nur das Product zufälliger, vorübergehender, außerordentlicher 
Umſtände oder verſpricht ſie eine nachhaltige Dauer? Um ſich darüber ein 
Urtheil zu bilden, muß man einerſeits die außerordentlichen Einnahmepoſten 
in unſerm Etat in Rechnung ſtellen, ſodann auch die Art, wie die Einnahme⸗ 
quellen im neuen Etat veranſchlagt ſind. Von außerordentlichen Einnahme⸗ 
pofitionen find zu erwähnen: die 8 Millionen aus der franzöſiſchen Kriegs⸗ 
entſchädigung, die ſechs Millionen Einnahmeüberſchüſſe des 52 00 
preußiſchen Stagtsſchazes und der Ueberſchuß des Jahres 1872. Was 
zunachſt die 8 Millionen betrifft, ſo hat der Herr Finanzminiſter ſchon richtig 
hervorgehoben, daß dieſe 8 Millionen aus der franzöſiſchen Kriegsentſchädigung 
verwandt werdeu zu Ausgaben, welche wir ſonſt durch Anleihen oder durch 
Realiſirung von Attivbeftänden beſtritten. Was die 6 Milionen aus dem 
Staatsſchaß anbetrifft, jo rühren Di allerdings auch aus der Realiſirung 
von Activbeſtänden her, es kommt aber auf der anderen Seite iu Betracht, 
daß wir im Extraordinarium die Eiſenbahnverwaltung, abgeſehen von jenen 
8 Millionen, der Berg⸗ und Hüttenverwaltung, der Domänen⸗ und Forſt⸗ 
verwaltung viel erheblichere Summen zur Vermehrung des nutzbaren Staats⸗ 
vermögens, zur Erhöhung der Kapitalrente verwenden, als jener Betrag 
ausmacht, welcher aus der Realiſirung von Activbeſtänden des Staatsſchatzes 
Aa en Wenn wir auf der einen Seite dasjenige berechnen, was in 
Einnahme geſtellt iſt, aus der Realiſirung von Aktivbeſtänden, auf der andern 
Seite dasjenige, was wir ausgeben zur Vermehrung der Attivbeſtände des 
Staates zur Erhöhung des nutzbaren Staatsvermögens, ſo komme ich zu dem 
Schluß, daß in Bezug auf die Vermehrung der Aktivbeſtände des Staates, 
zur Erhöhung des nutzbaren Staatsvermögens und zu dem Schluß, daß in 
Bezug auf die Vermehrung des nutzbaren Kapitalvermögens des Staates 
gegenwärtig eher zu viel als zu wenig geſchieht. 

Ich halte es durchaus N für die 49 5 des Staates, Vermögen für 


kommende Generationen anzuſammeln. öge der Privatmann in dieſer 


Finanzminiſter ſelbſt geſagt, daß das laufende San einen recht anſehnlichen 
Ueberſchuß zu verſprechen ſcheine. Die officiöſe Preſſe iſt noch weite 15 
gangen. Das Preßbureau des Herrn Grafen Eulenburg, von dem wir doch 
annehmen müſſen, daß es von dem Herrn Finanzminiſter Base iſt, 
dieſer Tage den Ueberſchuß des Jahres 1873 auf eirca 10 Millione 
ziffert. enn ein ſolcher Anſchlag gegenüber auf Höhe von 10 Millione 
erfolgt, ſo können wir wohl annehmen, daß ſchließlich 15 Millionen 
Ueberſchuß aus dem Jahre 1873 zu erwarten ſind. : 
Es fragt ſich nur: wird auch das Gtatsjahr 1874 einen folchen Webers 

ſchuß zu Gunſten des Jahres 1876 ergeben? Darauf muß ich bemerken 
daß der vorliegende Etat mir noch mehr als die bisherigen Etats auf 
Erzielung eines Ueberſchuſſes zugeſchnitten zu fein ſcheint. Die Weber] 
bei uns entſtehen weſentlich daraus, daß man bei Veranſchlagung der 

ben und Einnahmen verſchiedene Factoren in Rechnung ſtellt. Der H 

iniſter hat neulich mit Recht hervorgehoben, in we 


| 


innahmen aus den Bergwerken nicht in gleicher 
der gegenwärtigen Preisconjuncturen gerechnet. 
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zu einer ſtetigen Erhö 
wenn ſie aus richtig 


aufrecht erhalten werde. Man wird meine damalige Behauptung, daß 
Miniſterium Bismarck ſich zu ſchwach und im Volksbewußtſein nicht ge 
gekräftigt fühle, um mit einer freien Preſſe regieren zu können, im 
mehr und mehr als richtig erkennen. Eine thatſächliche Stütze hat fie 
halten in dem Preßgeſetzentwurf, den das preußiſche Staatsminiſterium den 
Bundesrathe vorgelegt hat Lehe wahr!), und zu dem ſelbſt die im Die 
der Reaction ergrauteſten Mitglieder des Bundesraths ihren Kopf bede 
lich geſchüttelt haben ſollen. (Heiterkeit. ) hr 
Auch darin liegt ein Widerſpruch, wenn man der Börſe moraliſche Vo 
leſungen hält, ſie als eine hohe Schule des Spiels beteichne und N j 
der anderen Seite der Staat fortfährt, durch das Inſtitut der Lotteri 
Volk zum Spiel gewiſſermaßen zu erziehen, wenn der Staat gewiſſermaße 
eine Elementarſchule für das Spiel in dieſem Inſtitute unterhält. Der 
Abgeordnete Lasker hat im vorigen Jahre mit Recht die Einnahme au 


10 


f 


Weiſe für ſeine Nachkommen ſorgen, Aufgabe des Staates kann ein ähn⸗ H 


liches Verfahren nicht ſein. Wir müſſen uns ſelbſt bei der Schuldentilgung 
vergegenwärtigen, daß Schuldentilgen bei uns nichts anderes bedeutet als 
das Activvermögen des Staates vermehren, denn bekanntlich überſteigt der 
Werth des nutzbaren e des Staates bei weitem den Betrag 
der Staatsſchulden. Es bliebe alſo noch der Ueberſchuß des Jahres 1872 
zu betrachten. Nun bin auch ich der Anſicht, daß er in dieſer Höhe vor⸗ 


übergehend iſt und nur der Zuſammenwirkung verſchiedener Umſtände ſeine S 


hohe Ziffer verdankt; indeſſen kommt andererſeits in Betracht, daß von den 
28 Millionen nur 12 Millionen in den Etat eingeſtellt ſind und 16 Millio⸗ 
nen größtentheils ee zur ars Schuldentilgung eine Ver⸗ 
wendung erhalten. Es braucht alſo im None 1873, im laufenden Jahre, 
der Ueberſchuß nur die Höhe von 12 Millionen zu erreichen, er kann alſo 
16 Millionen niedriger ſein und ein nachtheiliger Einfluß auf die Bilanz für 


den Etat des Jahres 1875 entſteht daraus noch nicht. Nun hat der Herr 


Allerdings ſind im Lande lebhafte Beſchwerden laut geworden über di 
Art der Einſchätzung, ich halte für meine Perſon dieſe Beſchwerden aber 


iſter bei der Ausführung durchaus den Intentionen des Geſetzes gefolgt. 
8 iſt damals durchaus nicht die Abſicht der Majorität dieſes Hauſes geweſen, etwa 
Tagelöhner und gutgelohnten Geſinde von der Steuer zu befreien. (Sehr 
g Im Gegentheil, wenn dies die Abſicht des Geſetzes geweſen wäre, 
würden wir, wie im Jahre vorher, gegen das Geſetz gest haben. 
in den weſtlichen Propinzen haben uns niemals verhehlt, daß der Löwen⸗ 
antheil bei dem Steuernachlaß den öſtlichen Provinzen zufallen wird, wir 
ſind aber der Meinung geweſen, daß ſoweit wirklich das Einkommen in den 


zahlen ſollen. Wir haben allerdings darauf geſehen, daß in Bezug auf die 
berſchiedene Höhe der Lebensmittelpreiſe durch weite Bemeſſung der unteren 

stufen ein Spielraum gegeben war; wir haben dabei aber immer voraus⸗ 
geſetzt, daß in den öſtlicen Provinzen die Naturalcompetenzen auch ihrem 
wirklichen Werthe nach eingeſchätzt würden. Wenn der Herr Miniſter nun 
darauf dringt, daß in dieſer Weiſe die Einſchätzung der Localcommiſſion re⸗ 
vidirt werden, ſo thut er meines Erachtens ſeine Schuldigkeit und wenn er 
anders verführe, ſo würden wir in den weſtlichen Provinzen die größte Ur⸗ 
ſache haben, uns über ungerechte Behandlung zu beſchweren. Indeß, m. H., 
laube ich, hat ſich ſchon jest bei der Einſchätzung ein Mißſtand bemerklich 
gemacht, auf deſſen Abhülfe wir alsbald dringen müſſen müſſen, das iſt 
nämlich das Fehlen der Dreithalerſtufe. Bekanntlich ließen wir uns in der 
ommiſſion in dem letzten Augenblicke dazu beſtimmen, die Dreithaler⸗ in 
eine Vierthalerſtufe und die Vierthaler⸗ in eine Fünfthalerſtufe zu verwandeln. 
Der Mangel dieſer 3 Thaler⸗Zwiſchenſtufe ſoll ein großes Hinderniß bei der 
Einſchätzung abgegeben haben, und wenn ſich wirklich ein Ueberſchuß über 
die contingentirke Summe ergiebt, ſo würde 105 es für gerechtfertigt halten, 
das Geſetz in Bezug auf die Zwiſchenſtufe alsbald zu ändern. 

Wenn alſo dieſes Veranlagungsreſultat eine größere Summe ergiebt, ſo 
würden wir daraus für unſere Steuergeſetzgebung eine intereſſante Lehre zu 
ziehen haben, die nämlich, daß der Ertrag einer Steuer mit der Ermäßigung 
des Tarifs un in demſelben Maße ſinkt, ſondern daß die Ermäßigung des 
Tarifs durch Verminderung der Schmuggelprämie wieder auf den Ertrag 
zum Theil ausgleichend einwirkt. Der Satz iſt alt in Bezug auf Zolltarife 
und indirecte Steuern; in Bezug auf directe Steuer hat er aber meines Er: 
achtens noch nicht genug Beachtung gefunden. Ich bin daher der Meinung, daß, 
wenn wir nun weiter fortgehen in Bezug auf die Reform der Klaſſen⸗ und 
Einkommenſteuer, dies nur geſchehen kann, indem wir gleichzeitig den Pro⸗ 
centſatz der Steuer auch in den oberen Stufen ſucceſſive 0 Ich 
glaube, daß dieſe Ermäßigung auf einen höheren 100 günſtig einwirken 
kann, Eine bloße Verſchärfung des Veranlagungsverfahrens durch Selbſt⸗ 
einſchätzung wird meines Crachtens niemals zu einem leſultat führen, wenn 
nicht eine Ermäßigung des Procentſatzes damit Hand in Hand geht. 
bedauere, daß wir in dieſer Fluthzeit nicht zu einer gründlicheren Reform der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer gekommen find. Ich verkenne ja nicht die 
mancherlei Verdienſte, die der Herr Miniſter ſich im Einzelnen um die Ver⸗ 
beſſerung der Steuergeſetze bereits erworben hat; indeſſen dieſe kleinen Flick⸗ 
arbeiten können uns doch nicht entſchädigen für den Mangel an ſchöpferiſcher 
Anitiative, für den Mangel einer durchgreifenden von einheitlichen und leiten⸗ 

den Ideen getragenen Steuerreform. Einen Anlauf hat der Herr Miniſter 
allerdings genommen in Bezug auf die Reichsſteuer; aber er hat dabei, um 
2 mich milde auszudrücken, kein Glück gehabt. Im ganzen vorigen Winter hat 
man im preußiſchen Finanzminiſterium gerechnet und gerechnet, wie der Er⸗ 
trag der Tabaksſteuer wohl am höchſten zu ſteigern ſei, und hat auch auf 
neue Stempelſteuern geſonnen. Für die Pläne des preußiſchen Stgatsmini⸗ 
ſteriums hat ſich aber nicht einmal im Bundesrathsausſchuß eine Majorität 
ergeben; an den Bundesrath und an den Reichstag find dieſe Vorlagen gar 

a nicht gekommen, fie haben ſich von vornherein als Todtgeburten erwieſen. 
. Eine große Induſtrie, die Tabaksinduſtrie, iſt unnütz durch dieſe Projecte 
aufgeregt worden. Und doch bin ich der Meinung, es wäre nicht unmöglich 
geweſen, in Verbindung mit der Aufhebung der Salzſteuer zu einer Reform 
5 15 gelangen. Es wäre möglich geweſen, wenn man fi) hätte entſchließen 
können, die Gewerbeſteuer zu einer Reichsſteuer zu machen. Unter dieſen 
Verhältniſſen wäre es uns nicht darauf angekommen, um den Preis der 
ae der Salzſteuer als Draufgeld vielleicht eine kleine Erhöhung der 
Tabaks⸗ oder irgend eine neue Stempelſteuer zu geben. Wir haben es uns 
im Reichstage doch genug merken laſſen, was wir wollten; unſere Schuld iſt 
es nicht, wenn die Regierung, anſtatt ſich der Anſicht der Majorität anzu⸗ 


N 


ließen, ihre Projecte von vornherein auf die ausſichtsloſten Beſchlüſſe einer 
Minorität geſtützt hat. Ich bin überhaupt der Meinung, daß bei jeder 


— 
= 
gründlichen Steuerreform im Reiche oder in Preußen die Schaffung directer 
Reichsſteuern immer der Angelpunkt fein muß. Ich würde eine Abſchaffung 
der Matrikularbeiträge ſehnlichſt wünſchen, ſie wäre möglich, wenn wir eine 
directe Reichsſteuer hätten, wenn wir unſere Claſſen⸗ und Einkommenſteuer 
ſo reformirten, daß ſie zugleich zur Reichsſtener gebraucht werden könnte. 
Eine Steuerübertragung nur von einem halben Procent des Einkommens 
auf das Reich würde es ermöglichen, die Matrikularbeitrage nach dem gegen: 
wärtigen Finanzverhältniß agen abzuſchaffen. Ich ſollte auch meinen, 
gerade im gegenwärtigen Augenblick hätte der Herr Finanzminiſter beſonders 
wieder Veranlaſſung zu ſolchen Steuerreformen zu ſchreiten, die die Auf⸗ 
hebung der Matrikularbeträge ermöglichen. % halte, wie gejagt, unſeren 
Reuge 1 für une geſund, ich halte aber für weniger 
geſund den Haushalt des deutſchen Reiches, und es iſt leicht 59 daß 
durch das Medium der Matrikularbeiträge in der nächſten Zeit der Zuſtand 
des r auf den Zuſtand des preußiſchen Haushaltes ungünſtig 
einwirkt. 
5 Ich fun gene im vorigen Jahre auf eine ſchwarze Wolke am Horizont 
agufmerkſam gemacht: offen geſtanden, habe ich damals wenig Eindruck 1105 
bei der Regierung als im Hauſe hervorgebracht. Indeſſen iſt inzwiſchen dieſe 
ſchwarze Wolke größer und auch ſchwärzer geworden und fie wird vielleicht 
jetzt ſelbſt von ſolchen erkannt, die ihr damals weniger Beachtung ſchenkten. 
Es find zwei Momente, welche in der nächſten Zeit ungünſtig auf den Reichs⸗ 
haushalt einwirken, einmal die drohende Erhöhung des Militäretats. Erſt 
vom Jahre 1875 ab hört die Pauſchquantumsrechnung auf, erſt dann laufen 
die Nebencredite, die bisher neben dem Militäretat hergingen, ab, und erſt 
von dieſem Jahre ab werden wir wiſſen, was uns das Heer eigentlich in ſeiner 
egenwärtigen Verfaſſung koſtet. Dazu kommt noch ein anderes Moment. Der 
Reichshaushalt hat ſchon bisher nur balancirt auf einen Ueberſchuß des 
Vorjahres. Nun zweifle ich nicht daran, daß auch die Einnahmen des Jah⸗ 
res 1873 gegen den Reichshaushalt einen Ueberſchuß ergeben werden; aber 
auf dieſen Ueberſchuß iſt ſchon vorweg im Reiche Beſchlag gelegt worden 
diurch einen Nachtragsetat von 10 


Millionen, ſo daß er dem Jahre 1875 

nicht, wie es bei den Ueberſchüſſen der Vorjahre der Fall war, zu Gute 
kommt. Ich meine, unter dieſen al ala wäre es für den Herrn 
Finanzminiſter gerathen, ſich aus feiner Regiſtratur einmal das Actenſtück 
75 keproduciren zu laſſen, in welchem der berühmte Brief feines Amtsvorgän⸗ 
gers an den Kriegsminiſter von Roon enthalten iſt. Indem ich mich nun 
zu den Ausgaben wende, mache ich darauf aufmerkſam, daß auch in dieſem 


Jahre zur Verminderung der Schatzanweiſungen ein Betrag von 700,000 

Thlr. angeſetzt iſt. Die Schatzanweiſungen, welche ausgegeben worden ſind 
ziur Beſtreitung der Nothſtandsdarlehne ſind bereits getilgt. Wir find mit 
dem Betrage don 10 Millionen Thlr. auf den urſprünglichen Stand von 
Schatzanweiſungen wieder angekommen. 

Ich meine nur, daß wir keine Veranlaſſung haben, dieſen Namen von 
10 Millionen Schatzanweiſungen noch fernerhin zu verringern; im Gegen⸗ 
ttheil, ich halte die Einrichtung der Schatzanweiſungen für die beſte Ueber⸗ 
lieferung des Heydt'ſchen Miniſteriums, Einmal ermöglicht dies einen billi⸗ 
gen Zins für die Staatsſchuld, denn aber haben wir Vorzüge in den letzten 
Jahren kennen gelernt, daß die Schatzanweiſungen ein Mittel abgeben, um 
zeitweiſe überflüͤſſige Beſtände nutzbringend anzulegen. Eine Anlage in 
eigenen Schatzanweiſungen des Staates halte ich für viel richtiger, als etwa 
eine Anlage von A in Lombarddarlehen bei der Seehandlung oder 

bei der Bank. Ich habe aber auch ein großes politiſches Rea daran, 
daß der Betrag don zehn Millionen Schatzanweiſungen erhalten bleibt. Die 

Rechte dieſes Hauſes ſind in Bezug auf die Geldbewilligung ſehr beſchränkt 
und gerade der Finanzminiſter hat das in einer oft von mir eitirten Rede 
als Abgeordneter ſehr überzeugend geſchildert. Um ſo mehr müſſen wir 
darüber wachen, daß nicht, indem die Schatzanweiſungen mehr und mehr ver⸗ 
mindert werden, thatſächlich unſer Geldbewilligungsrecht eine weitere Schmäle⸗ 
rung erleidet, baß unſer Recht gegenſtandlos wird, eine Erneuerung der 
Schatzanweiſungen zu bewilligen oder nicht zu bewilligen. s a 
In den Ausgabe ⸗Etats der übrigen Miniſterien ſind manche Fingerzeige 
aus den vorjährigen Verhandlungen, namentlich auch der Budget⸗Commiſſion 
benutzt worden, namentlich iſt, was die erhöhten Competenzen der Beamten 
betrifft, überall den Beſchwerden, die hervorgetreten find, Rechnung getragen. 

Man will außerdem jetzt unter Berufung auf den geſunkenen Geldwert 
die Fonds für außerordentliche Nemunerationen erhöhen. Damit kann i 
mich nicht einverſtanden erklären. Ich bin der Meinung, daß dieſe Fonds 
zu außerordentlichen Remunerationen und Gratiſicationen ein ſehr ſchädliches 
Trinkgelder⸗Syſtem in unſerer Verwaltung herbeigeführt haben. Ich würde 
vielmehr der Anſicht ſein, daß die Grundſätze, welche in Beziehung auf Re⸗ 
munerationen und Gratificationen in der Militärverwaltung und bei den 
Offizier⸗Corps maßgebend find, auch in die Civil-Verwaltung einzuführen 


urchaus Arn 5 Soweit ich die Sache überſehe, iſt der Herr Mi⸗ 


lichen Provinzen größer iſt, auch die öſtlichen Provinzen mehr Steuer] mu 
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waren. Es kommt noch in Betra \ 
nen 5 nach einer Praxis, die aus der vorconſtitutionellen Zeit ſtammt, auch 
aus Beſoldungserſparniſſen bezahlt werden, und ich meine, wir hätten gerade 
in der jetzigen Veranlaſſung, darüber, ob und in wie weit dies künftig zu⸗ 
läſſig iſt, klare Grundſätze aufzuſtellen und dieſe Grundſätze entweder in 
Form einer Bemerkung zum Etat oder im Etatgeſetz ſelbſt feſtzuſtellen. Es 
iſt ferner eine Erhöhung der Unterſtützungsfonds für penſionirte Beamte und 
die Hinterbliebenen von Beamten vorgeſehen worden. Ich habe ſelbſt in den 
vorjährigen Budgetverhandlungen mit die Anregung dazu gegeben; indeſſen 

ß ich geiteben, daß ich inzwiſchen meine Anſicht in etwas berichtigt habe. 
Ich glaube nicht, daß wir durch bloße Erhöhung der Unterſtützungsfonds dem 
Bedürfniß abhelfen. Ein Ehrgefühl, deſſen Berechtigung wir nicht verkennen 
können, hält die alten Staatspenſionäre ab, ſich um Unterſtützungen aus 
dieſem Fonds zu bewerben. Es iſt daher keine Sicherheit vorhanden, daß 
dieſe Fonds gerade dem nothwendigſten Bedürfniß abhelfen, und gerade den 
würdigſten Perſonen zur Unterſtützung gereichen. Nur bin ich auch heute 
noch der Anſicht, daß ein Recht der penſionirten Beamten auf ng 
durchaus nicht vorhanden ift, daß auch vielmehr Gründe für die Erhöhung 
HR ien activer Beamten vorhanden iſt, als für die Erhöhung der 

enſionen. 

Ich verkenne auch nicht die finanziellen Conſequenzen, die die Penſions⸗ 
erhöhung namentlich auf den Militairetat ausüben kann; indeſſen es wäre 
doch angemeſſen, einmal ſtatiſtiſch zu unterſuchen, ob nicht wenigſtens für die 
bedürftigſten Claſſen der Penſionäre eine Erhöhung möglich iſt, ich meine 
diejenigen Claſſen von Penſionären, deren Penſionirung ſchon vor der Zeit 
der großen Gehaltsaufbeſſerung, vor dem 91 re 1866 ſtattgefunden hat. Was 
nun die ſächlichen Ausgaben der übrigen Miniſterien betrifft, jo iſt es natür⸗ 
lich, daß der Löwenantheil dem Handelsminiſterium zugefallen iſt; der Herr 
Handelsminiſter hat in Bezug ß die Eiſenbahn⸗Departements hervorgeho⸗ 
ben, daß ihm die Frage der Tarifer öhung der Eiſenbahnen an der Zeit zu > 
Ich habe, als wir die 120 Millionen⸗Anleihe hier verhandelten, ſchon her⸗ 
vorgehoben, daß mir die Rentabilität der Staatseiſenbahnen in Abnahme 
begriffen zu ſein ſcheint. Allerdings war damals in den Motiven zu dem 
Geſetz über die 120 Millionen⸗Anleihe hervorgehoben, daß die Erweiterung 
des Staatseiſenbahnnetzes einmal die Rentabilität der Staatseiſenbahnen 
und dann die Regulirung der Tarife — natürlich im ermäßigenden Sinne 
— bezweckte. 0 erlaubte mir ſchon damals darauf hinzuweiſen, daß mir 
die beiden Zwecke nicht im Einklange zu einander zu ſtehen ſcheinen. Wenn 
wir jetzt unſere Etats anſehen, ſo können wir uns nicht verhehlen, daß die 
Staatseiſenbahnen nicht einmal ihr Anlagecapital genügend derzinſen. Der 
Reinertrag der Staatseiſenbahnen aus den Etalüberſchüſſen im Einnahme⸗ 
Etat beträgt 14½ Mill. Davon gehen nur noch ab die Koſten der Wohnungsgeld⸗ 
uſchüſſe der Eiſenbahnbeamten und der Antheil, den die Eiſenbahnbeamten am 
Penſionsfond haben. Wenn man das abzieht und ſich andererſeits vergegenwärtigt, 
daß in unſren ae nahen ein Anlagecapital von mindeſtens 300 
Millionen ſteckt, ſo ergiebt ſich, daß die Staatseiſenbahnen ihr Anlagecapital 
nicht einmal mit 4 Prozent verzinſen. Nun weiß ich auch, daß der höchſte 
Zweck der Staatseiſenbahnen nicht ift, eine möglichſt hohe Rente abzuwerfen, 
e es wird in der Hinſicht zu viel auf die Poſt rekurrirt, wir ſind aber, 
ſo ſehr wir auch den Poſttarif herabſetzten, immer davon ausgegangen, daß 
die Post mindeſtens einen ſolchen Ueberſchuß ergeben müſſe, der entſpreche 
der Verzinſung des in der Poſt ſteckenden Capitals. Uebrigens liegt bei der 
Poſt die Sache doch noch anders, wie bei den Eiſenbahnen. ! 

Die Poſt ift ein Juſtitut, das allen Klaſſen der Bevölkerung, allen Thei⸗ 
len des Landes ziemlich gleichmäßig zum Vortheil gereicht, bei unſern Staats⸗ 
eiſenbahnen iſt das anders. Wir wiſſen, daß die Staatsbahnen ſich nicht 
gleichmäßig über alle Provinzen vertheilen, die keinen Nutzen von ihnen 
haben und doch u Deckung eines Deficits im at bee Steuern be⸗ 
zahlen müſſen. Dazu kommt, daß, während die Poſt keine Concurrenzinſti⸗ 
tute hat, mit den Staatsbahnen Privatbahnen concurriren. Da das Eiſen⸗ 
bahnbedürfniß durch Staatsbahnen allein gar nicht befriedigt werden kann, 
ſo haben wir auch darauf zu achten, daß die Privatbahnen wenigſtens bis zu 
einem gewiſſen Grade rentabel bleiben, wenn überhaupt noch dergleichen ge⸗ 
baut werden ſollen. Denn ſonſt werden überhaupt keine Eiſenbahnen mehr 
aber oder der Staat baut ſie fortan allein; dann werden die neuen Staats⸗ 

ahnen noch weniger rentabel ſein, als die bisherigen, das Deficit im 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Etat wird ſich vergrößern, und deſto dringender tritt an 
uns die Frage der Tarife heran. Ihre Entſcheidung ſoll nicht überſtürzt 
und nicht unabhängig von der über das Tarifſyſtem getroffen werden, Nur 
darauf möchte ſchon jetzt hinzuweiſen ſein, daß, nachdem 135 Millionen Eiſen⸗ 
bahn⸗Credite noch in der Hand des Finanzminiſters liegen, bei dem Zuſtand 
des Capital⸗ und Arbeitsmarktes auf neue Eiſenbahnlinien und neue Pro⸗ 
jekte zur Vermehrung der Staatsbahnen im dieſer Seſſion nicht hingedrängt 
werden ſollte. (Oho! rechts.) 

Daß das Canalſyſtem jetzt endlich die verdiente Förderung erfahren 
ſoll, iſt erfreulich, obwobl ich die Staatsunterſtützung für den Canalbau 
durchaus nicht für ſelbſtverſtändlich, ſondern nur ſür einen Act ausgleichen⸗ 
der Gerechtigkeit halte, nachdem der Eiſenbahnbau durch den Staat in ſo 
einſeitiger Weiſe gefördert iſt. Aber ich dermiſſe in den Vorlagen jede An⸗ 
deutung über die Canalpolitik der Regierung, über das einzuſchlagende 7 
und die zu wählenden Linien. Befremden muß auch der Mangel jeder An⸗ 
deutung über die Verwendung des Extraordinariums von 8 Millionen im 
Etat des Handelsminiſteriums. Die ſchlechte Praxis, die Verwendungspläne 
erſt in letzter Stunde auf ausdrückliches Verlangen zu geben, ſoll alſo von 
dem neuen Miniſter fortgeſetzt werden, ſtatt ſie 15 bald als möglich zur 
Kenntniß des Hauſes gelangen zu laſſen. Für Wege ſind verſchiedene 
höhere Poſitionen ausgeworfen, aber die Förderung des Chauſſeebaues nützt 
an und für ſich wenig, wenn nicht Hilfs- und Anſchlußwege an die ren 
gefördert werden. Eine neue Wegeordnung würde mehr in dieſer Richtung 
nützen als Staatsſubvention. (Sehr richtig.) Das kräſtigſte Hinderniß in 
dieſer Sache, die mangelnde Kreisordnung, iſt jetzt weggeräumt. Ueber eine 
neue Wegeordnung wird ſeit hundert Jahren hin⸗ und hergeſchrieben; fie 
ſollte uns endlich in dieſer Seſſion vorgelegt werden. Ueberhaupt tritt die 
Nothwendigkeit der Decentraliſation in größerem neh jetzt gebieteriſch 


an uns heran. Die Vorausſetzung dafür iſt eine neue Provinzialordnung, 
aber auch die beſte kann ein Intereſſe für provinzielle Organe nicht wach 
rufen, wenn nicht auch die Propinzialberwaltung einen angemeſſenen Inhalt 
bekommt. Der bisherige reicht nicht aus, auch nicht, wenn ein Bischen 
Wegebau hinzukommen jollte. - ER 

Der Haushalt des Staats muß in viel umfaſſenderer Weiſe auf die Pro- 

vinzen decentraliſirt werden. Die neue Provinzialordnung hätte am erſten 
Tage zugleich mit dem Budget vorgelegt werden ſollen; ſie läßt auch heute 
noch auf ſich warten und gar die nothwendigen Geſetze über Gemeinde- und 
Städteordnung über die Communalbeſteuerung liegen exit recht in nebel⸗ 
rauer Ferne. Der um die Kreisordnung hochberdiente Geh. Rath Perſius 
Dat zwar in dieſem Sommer viel zu thun gehabt, aber ſoll denn die Arbeits: 
laſt des Miniſteriums des Innern auf einem oder zwei Räthen ruhen, wie 
der Atlas das Himmelsgewölbe trägt? ( Heiterkeit.) Ueberraſchend iſt die 
Etatiſirung von 58 neuen Regierungsräthen, während die Bezirksregierungen 
zum Abbruch durch die neue Kreisordnung reif und bereit ſchienen. Damit 
ſoll dem Miniſter des Innern der Uebergangszuſtand noch erträglicher ge⸗ 
macht werden, als er es . ſchon iſt. alen habe ich gewiß nichts 
dagegen, wenn der Herr Miniſter es meinen Altersgenoſſen ermöglicht, nun 
endlich Regierungsräthe zu werden; aber es wird mir von competenter Seite 
verſichert, daß ſchon ein erhebliches Avancement ſich ergeben würde, wenn 
man ſich im Miniſterium endlich entſchließen könnte, die alten, unfähigen 
Räthe etwas energiſcher, als die bisherige Praxis es mit ſich brachte, zu 
beſeitigen, wenigſtens die ſtockblinden Räthe; die ſtocktauben könnte man dabei 
immer noch eine Zeit lang mit übertragen. 5 5 

Die Frage der geheimen Fonds in Verbindung mit! dem Reptilien⸗ 
Fonds werden wir in dieſem Naht wieder etwas näher ins Auge faſſen 
müſſen. Wenn ich gut unterrichtet bin, ſo hat der Finanzminiſter von den 
Verwendungen aus dieſen Fonds, die ſich ge auf viele 100,000 Thfe. belau- 
fen, gar keine Kenntniß. Es 1 eine Abmachung zwiſchen dem Hrn. Mi: 
Theil bieter don und dem Hrn. Miniſter des Innern, wonach jeder über einen 
Theil 9 Fonds verfügt und vollſtändig ſelbſtſtändig darüber disponirt, 
ohne daß irgend ein anderes Organ davon Kenntniß erhält. Eine ſolche 
Verwendung großer Summen ohne jede parlamentariſche und auch ohne jede 
andere finanzielle Controle, macht das Budgetrecht des Hauſes illuſoriſch. 
Denn es ſteht ja dem Miniſter frei, jede Summe, die ihm hier nicht bewil⸗ 
ligt wird, aus einem dieſer Fonds zu beſtreiten. Was die Verwendung der 
geheimen Fonds betrifft, jo nimmt die Corruption der deutſchen Preſſe im- 
mer weitere Dimenſionen an. (Sehr richtig) Nachdem in Deutſchland be⸗ 
reits an Schriftſtellern und Zeitungen Alles gekauft iſt, was überhaupt käuf⸗ 
lich war (Hört! hört!) muß, ich dem Abg. Windthorſt (Meppen) Recht geben, 
daß ſich die Spuren des Reptilienfonds für Jeden, der in der Preſſe Beſcheid 
weiß, auch im Auslande bereits zu zeigen beginnen. (Sehr richtig) 

Ich würde mich nun ſehr gern dem Etat des kandwirthſchaftlichen 
Miniſteriums zuwenden, wenn ich nicht, wie im vorigen Jahre, einen 
Miniſter ſähe, „der nicht da iſt“, oder auch einen Miniſter nicht ſähe, der 
noch da iſt. Dies Miniſterium kann nicht leben, nicht ſterben. Machen wir 
kurzen Prozeß und geben wir dieſen Miniſterpoſten auf, ſobald er valaut 
wird. Herr D. Achenbach, wenn ihm halbwegs ein ordentlicher Miniſterial⸗ 


cht, daß ſolche außerordentliche Remuneratio⸗ 
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verſteht, als ſeinen eigenen Acker zu bewirthſchaften. Ich zweifle ni mehr 
noch heute Klagen hervortreten werden, ich zweifle auch nich daß Aeg ; 
dete Klagen hervortreten werden, um jo mehr haben wir Veranlaffun 1 


die Erfüllung von begründeten Klagen zu dringen. Für begründ gu 
ich die Klagen, daß der Landwirthſchaft eine Reihe von Gulturgefehen hae 
für ſie durchaus nothwendig ſind, vorenthalten wird, und zwar deb 55 
weil bei dem beſtändigen Wechſel der Perſonen die Geſetze niemals fert ö 
werden. Für begründet halte ich auch die Klagen, daß man nicht gag 
vorgeht mit der Beſeitigung derjenigen Geſetze, welche aus der Ne 
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periode herrühren, mit der einen eeifigungberjenigenGejehe, melceamsbenkun,, 
errühren, in der die Herren von Blanckenburg, Gerlach und Make 
ier das maßgebende Wort führten, verbunden iſt. Ich habe mich ſehr ü 
daß eine Miniſterialkommiſſion zuſammengetreten iſt, welche die Ländlal 
Arbeiterfrage einer Guichet ach unterzogen hat und daß dieſe Miniſten 8 
kommiſſion zu dem Entſchluß gekommen iſt, die Aufhebung des Anſtedlunll 
geſetzes zu empfehlen, welches im Jahre 1853 hauptſächlich auf die Initiaiſe 
des Abg. v. Blanckenburg erlaſſen worden ift.- e 

M. H., ich bin aber der Meinung, daß dieſe Maßregel nicht anseigt 
es kommt nicht blos darauf an, daß der kleine Mann, der Arbeiter ſich au 
einer Scholle anſiedeln kann, ſondern es müſſen auch genug käufliche Schale 
für ihn vorhanden ſein, und dies wird in hohem Maße erſchwert durch die 
Fortdauer der Fideicommiſſe. (Sehr wahr!) Ich bin der Meinung, daß 
wenn je ein Zeitpunkt gekommen iſt, die Fideicommiſſe aufzuheben, er 00 
gekommen iſt. (Bravo) M. H., den Punkt hat die Reaction von 1852 e. 
geſetzt, indem ſie den Verfaſſungsartikel aufhob, der die Ae der Fidel 
Commiſſe decretirte. Man hat damals im b künſtlich eine soch 
Stütze erhalten. Nun über die parlamentariſche! geha der alten und 
befeſtigten Grundbeſitzer herrſcht, jetzt, glaube ich, keinerlei Meinung ser. 
ſchiedenheit. (Heiterkeit.) Umſomehr aber treten jetzt die polkswirthſchaftlicheg 
Nachtheile hervor. Schon 1867 waren in den alten Provinzen 64% Millionen 
Morgen ertragsfähiger Flächen in Beſitz von Fideicommiſſen, dieſe geht bal 
ſich fortwährend vermehrt. Nirgends iſt die Auswanderung, die Arbeiter 
noth fo ſtark, wie in der Provinz Pommern. Der Ober⸗Präſident von Bon, 
mern, ein ſehr conſervativer Mann, hat bei Eröffnung des Provinzial⸗Laud. 
tages geradezu geſagt, daß in keinem anderen A des Staates die Neigung 
zur Auswanderung ſo ſtark iſt, wie in jener Provinz. In Pommern aber 
ſind gerade die Spuren dieſer reactionären Geſetzgebung am deutlichſten, in 
Pommern iſt ein Drittel der ertragsfähigen Fläche im Beſitz des Staats 
oder todter Hand und der Fideicommiſſe. Nirgends iſt die Auswanderung 
jo ſtark, wie im Regierungs⸗Bezirk Stralſund. Im Regierungsbezirk Shi 1 
jund ſind von 1867 bis 1871 3 PCt. der Bevoͤlkerung ausgewandert, in 
Jahre 1872 find wieder nahezu 2 pCt. ausgewandert. In dieſem Regſe 
rungs⸗Bezirk iſt die Hälfte des ertragsfähigen Grundbeſitzes in Beſitz va 
Staates, der todten Hand und der Fideicommiſſe. ; 

Drei Viertel des geſammten Grundbeſitzes gehört zu Gütern, die meh 
als 600 Morgen zählen. Ich muß mich nun ſchließlich noch mit einig 
Worten dem Herrn Cultusminiſter zuwenden. Jemehr ich ſeine Förderung 
des Unterrichtsweſens anerkenne, deſto lebhafter muß ich gegen die Richtung 
Widerſpruch erheben, die der Herr Cultusminiſter in der evangeliſchen Kirchen, 
politik einſchlägt. Es iſt nicht meine Abſicht, dieſe wichtige Frage hier auh 
nur discurſiv zu erörtern, ich kann aber nicht umhin, einen Punkt dabei zu 
berühren, wo dieſe Frage mit dem Budget unmittelbar zuſammenhängt. Im 
vorigen Jahre ſind a beim Budget 25,000 Thlr. an Synodalkoſten ver 
langt worden. Die Majorität des damaligen Abgeordnetenhauſes war fo ber: 
trauensſelig, daß fie dem Herrn Miniſter trotz der Unbeſtimmtheit feiner Er 
klärung über die Verwendung dieſer Fonds dieſe Summe bewilligte, und 
zwar nachdem vorher die Discuſſion gewaltſam geſchloſſen war; es kam, 
glaube ich, nur ein conſervativer Redner zum Wort. Vor der Abſtimmung 
conſtatirt der Referent der e e Herr Miquel: „daß, wovon 
ich ausdrücklich Act nehme, der Herr Cultusminiſter beſtimmt erklärt hat, es 
könne die Synodalordnung wegen verlchiedener für dieſelbe nothwendiger ges 
ſetzlicher Vorſchriften ohne die ſchließliche Zuſtimmung der beiden 
Häuſer des Landtags nicht in Kraft treten.“ Wir mußten umſo⸗ 
mehr annehmen, daß, bevor die Synodolordnung in u trete, er die Zu⸗ 
ſtimmung des Hauſes einholen werde, als Herr v. Mühler die heſſiſche 
Kirchenordnung nicht vorher in Kraft geſetzt, ſondern erſt das Votum diefes 
Hauſes nachgeſucht hat. Er erklärte damals ausdrücklich, daß, wie man auch 
über die Machtſphäre des oberſten Landesherrn als Landesbischof denken 
möge, es ſich doch gezieme bei einer ſolchen organiſchen Veränderung, bei 
einer ſo wichtigen öffentlichen Corporation nur im Einverſtändniß mit den 
geſetzgebenden Factoren vorzugehen. 8 i 

leichwohl find die Sa e in Kraft geſetzt worden, es heißt 
ausdrücklich „definitiv in Kraft geſetzt“ ohne die vorherige Zuſtimmung, nur 
mit der ganz ſelbſtverſtändlichen Erklärung, daß, ſoweit ſie die weltlichen Ge 
ſetze berühren, die Genehmigung des Landtags vorbehalten wird. Ich kann 
mir dieſes Vorgehen des Herrn Miniſters nicht anders erklären, als daß er 
ſich in dieſer Frage einmal zur Abwechſelung auf die altconjerbative und 
Centrumspartei ſtützen wollte. Die altconſervative und die Centrumspartei 
haben bekanntlich der heſſiſchen Kirchenordnung gerade deshalb nicht zuge 
ſtimmt, weil Herr v. Mühler vor der Inkraftſetzung die Genehmigung des 
Landtages nachſuchte. Herr von Mallinckrodt erklärte am 6. Februar 1870 
„Wäre die Conſtituirung erfolgt, dann läge die Sache anders; aber es iſt 
erſt der Entwurf uns vorgelegt, die Synodalordnung iſt noch nicht publickt, 
ſie hat noch keine Kraft, ſie ſoll erſt an dem Tage publicirt werden, wo das 
uns vorgelegte Geſetz ins Leben tritt; und darin liegt die indirecte Mitwir⸗ 
kung des Hauſes bei dem Acte, und gerade das iſt es, was wir ab⸗ 
lehnen müſſen.“ Herr Falk hat die Bedingung, an die damals Herr b. 
Mallinckrodt die Mitwirkung ſeiner Partei bei Regelung dieſer Frage knüpfte, 
wörtlich erfüllt. Allerdings die Rechnung auf die alteonſervative Partei iſt 
fehlgeſchlagen, dieſe Partei iſt, wie durch eine Verſenkung, ganz und gar 
aus dieſem Haufe verſchwunden (Heiterkeit). Ob er ſich nun in dieſer Se N 
auf das Centrum ſtützen und uns majoriſiren will, werden wir ſehen. E 
wird das für uns ſehr lehrreich ſein. Jedenfalls haben wir klar und un 
zweideutig Stellung zu dem weiteren Vorgehen zu nehmen und dazu wird 
die Poſition für Synodalkoſten die geeignetſte Gelegenheit fein. 

Die Erhöhung der Schulaufſichtskoſten um eine halbe Million Thaler 
hat mich zuerſt mit großer Freude erfüllt. Ich hoffte, daß der Miniſter num 
endlich mit der Einrichtung der weltlichen Schulaufſicht etwas energiſchek 
vorgehe und endlich am Rhein und in Weſtphalen den Anfang machen 1 11 5 
die Schule von der Botmäßigkeit der Kleriſei zu befreien. Allmälig iſt 
dieſe durch kein einziges Wort erläuterte Poſition immer myſtiſcher geworden 
und ich kann mich des Verdachtes nicht erwehren, daß dieſes Geld ganz und 
gar nicht im Intereſſe der Schule, ſondern im Intereſſe der Kirche verwendet | 
werden ſoll, daß dieſe halbe Million beſtimmt iſt, unter dem Titel, eine Re 
muneration für die Schulaufſicht den Geiftlihen der herrſchenden Kirche in 
ihrer Eigenſchaft als Schulaufſeher erhöhte Dotationen 00 uweiſen. Ich hoffe, 
daß das Haus ſich durch dieſe Etiquette nicht blenden läßt; ich bin der Mei⸗ 
nung, daß, wenn die c n he auch noch ein finanzielles Intereſſe daran 
bekommt, die Schulaufſicht zu behalten, es noch ſchwerer ſein wird als bisher, 
ihr dieſelbe zu entziehen. Wir haben ja bei der Civilehe dieſe Erfahrung 
gemacht. Nin glaube recht unterrichtet zu ſein, wenn an maßgebender Stelle 
gegen die Einführung der Cipilehe gerade der Moment hervorgehoben it, 
daß dadurch die Geitlichteit in ihrem Einkommen geſchmälert werde. Eine 
ſolche f nne der Dotation der Geiſtlichen, ſei es unter welchem Titel es 
wolle, führt uns weiter auf der abſchüſſigen Bahn zum Staatskirchenthum 
und dieſen Weg will ich nicht mitmachen. Es werden auch 16,000 Thlr. 
als Bedürfnißzuſchuß für einen altkatholiſchen Biſchof verlangt. Meine 
Herren, wenn Sie einen altkatholiſchen Biſchof als gleichberechtigt anſehen 
mit den anderen Biſchöfen — und ich für meine Perſon thue es — ſo weiß 
ich nicht, warum Sie ihn nicht mit Theil nehmen laſſen wollen an der Tafel, 
die für die übrigen Biſchöfe gedeckt iſt, warum ihm hier an einem Seiten⸗ 
tiſchchen ein Extracouvert aufgelegt werden ſoll. Heiterkeit.) 1 5 

Ich, nach meiner proteſtantiſchen Auffaſſung halte weder einen altkathol⸗ 
ſchen noch einen neukatholiſchen Biſchof für ein Bedürfniß; wenn Andere nach 
ihrer religibſen Ueberzeugung anderer Anſicht ſind, To mögen fie mit ihrem 
eigenen Geldbeutel für dieſes Bedürfniß aufkommen. Meines Erachtens hat 
der Staat Bedürfnißzuſchüſſe der Kirche überhaupt nicht zu geben, er hat ihnen 
nur zu geben, was ihnen auf Grund eines Rechtstitels zukommt, nicht mehr, 
nicht weniger. Ich habe durchaus nichts dagegen, wenn Sie an der beftehen: 
den Geſammtdotation der 0 Kirche auch dieſen altkatholiſchen Bir 
ſchof betheiligen, aber ich bin der Anſicht, daß darum, weil für eine be ſtehende 
Schuld des Staates verſchiedene Gläubiger auftreten, Gläubiger, die i) 
unter einander ihre Legitimation beſtreiten, für den Staat feine Veranlaſ; 
fung gegeben ift, die Geſammtdotation der katholiſchen Kirche zu erhöhen. 


er 
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meine, daß auch ſonſt der Etat des Cultusminiſteriums einer e 
Aenderung bedarf, er ift derjenige Etat, in welchem formell am meiſten Un⸗ 
flarheit beſteht. Die Tragweite der Titilüberſchriften iſt nicht überall klar⸗ 
geſtellt. Ich bin auch überzeugt, daß bei näherer Betrachtung demnächſt ſich 
ergeben würde, daß unter der Verwaltung des Cultusminiſteriums biele 
Fonds ſtehen, die eigentlich auf den Etat gebracht werden müſſen. Ich halte 
deshalb eine Berathung dieſes Etats in der Commiſſion für dringend ge⸗ 
boten. Auch im Uebrigen ſchließe ich mich den Anträgen des Herrn Colle⸗ 
en Miquel auf Commiſſionsberathung an; ich bin der Meinung, daß er 
gerade diejenigen Etats glücklich herausgegriffen hat, welche einmal einer 
ace lebe bedürfen und auch im Vordergrunde des öffentlichen 
utereſſes ſtehen. : 
N 30 möchte nur das eine Amendement einbringen, daß die Commiſſions⸗ 
berathung ſich nicht blos auf das Extraordinarium des Handelsminiſteriums, 
ondern auf das geſammte Extraordinarium erſtrecke. Allerdings umfaßt 
das Extraordinarium des a ne zwei Drittel des geſammten 
Exrtraordinariums, aber es giebt auch außerhalb dieſes Ertraordinariums 
oſttionen, welche einer gründlichen Prüfung bedürfen. Ich erwähne bei- 
ſpielsweiſe nur die Rückerſtattung eines Vorſchuſſes von 150,000 Thlr. an 
die Militär⸗Verwaltung. Ich meine überhaupt, wenn wir darauf verzichten 
wollen, in jedem Jahre das ganze Budget in der Commiſſion prüfen zu 
affen, daß wir doch darauf nicht verzichten können, daß das Extraordinarium 
nebſt einzelnen Etats des Ordinariums in jedem Jahre in der Commiſſion 
eptüft wird. Ich erlaube mir alſo den Miquel’ihen Antrag dahin ent⸗ 
kechend zu erweitern, Wir haben je kein Intereſſe, die Etatsberathung 
inanszufchteben, wir haben aber wohl das Intereſſe, daß überall da, wo 
eine gründliche Berathung erforderlich iſt, fie auch eintritt. Wie gejagt, wir 
erkennen die Grundlage des Etats im Großen und Ganzen an, wir ſind 
aber auch der Anſicht, daß der Etat im Einzelnen mannigfacher Correcturen 
bedarf. (Lebhafter Beifall.) ü . 

Abg. Miquel (für die Vorlage): Viele von uns ſind der Meinung, daß es 
wünſchenswerth geweſen wäre, den ganzen Etat an die Budgeteommiſſion zu ver⸗ 
weiſen. Wir haben aber davon abſtehen müſſen, weil das Haus kein genügendes 
Material zur Berathung haben würde, wenn nicht das Budget zum großten 
Theile im Hauſe ſelbſt einer Berathung unterzogen würde. Die Staatsregierung iſt 
mit der Zuſammenberufung des Landtages ſo kurz nach den Wahlen ſehr eilig 
geweſen; dieſelbe Pünktlichkeit hat ſich aber nicht in Bezug auf die Vorlagen 
ezeigt. Sämmtliche 1 mit Ausnahme des Finanzminiſteriums ſind 

dabei im Rückſtande geblieben. Wir haben uns daher auf die drei vorge⸗ 
ſchlagenen Nummern beſchränken zu muſſen geglaubt; ich ſelbſt hätte aber 
nichts gegen eine Ausdehnung der Commiſſionsberathung auf das ganze 

; Exrtraordinarium einzuwenden. Dieſe Verzögerung der Vorlagen beſonders 
ſeitens des Miniſters des Innern hat eine ſehr wichtige andere Budgetfrage, 
die aber hoffentlich diesmal zur Entſcheidung kommen wird, ins Dunkel ge⸗ 
ftellt, nämlich die Auseinanderſetzung zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
des Staates und der Provinzen. Da heute noch kein Provinzialverwaltungs⸗ 
geſetz vorliegt, jo müſſen wir heute darauf verzichten, die Gegenſtände, welche 
der Verwaltung der Provinzen übergeben werden ſollen, aus dem Staats⸗ 
budget auszuſcheiden. Wir werden uns freilich in keinem Falle mit einer 
bloßen Vertretungsordnung begnügen können, ſondern erwarten in dieſem 
Geſetz auch die Feſtſtellung der Competenz der a ee nen Wir 
werden alſo eine Reviſion des Etats in So eziehung, reſp. eine fernere 
Verweisung in die Commiſſion eintreten laſſen müſſen. : 

Ebenſo würden wir uns vorbehalten, im Laufe der Berathung die Aus⸗ 
gabe⸗Poſttionen, welche auf Creirung neuer, reſp. Erhöhung der Beſoldung 
älterer Stellen gehen, ebenfalls an die Budget⸗Commiſſion zu verweiſen. 

halte es aber für nothwendig, mich in Bezug auf die Verweiſung des 

Etats des Cultusminiſteriums von dem Collegen Richter zu trennen, der in 
ſeiner geiſtreichen und etwas künſtlichen Art den Herrn Cultusminiſter als 
einen heimlichen Verbündeten der Altconſervativen und des Centrums dar⸗ 
zuſtellen geſucht hat. Es iſt nur nothwendig, dieſen Satz auszuſprechen, um 
ihn als unrichtig darzulegen. Die Motive, die mich geleitet haben, den Etat 
des Cultusminiſteriums an die Budget⸗Commiſſion zu verweiſen, beruhen 
darauf, daß eine wichtige Aenderung in der Titeleintheilung bezüglich der 
Gymnaſien vorhanden iſt, welche die rechtliche Stellung der einzelnen Schulen 
zum Staate individuell feſtſetzen und unterſcheiden ſoll zwiſchen Schulen, für 
welche der Staat rechtlich verpflichtet iſt, einen Bedürfnißzuſchuß zu zahlen, 
und den eigentlichen Staatsſchulen. Wir werden die Titel und die rechtlichen 
Verpflichtungen zu prüfen haben; wir werden auf das Genaueſte unterſuchen 
müſſen, oh wir die Creirung von neuen 8 ulen, reſp. die Uebernahme 
von Schulen auf den Staat billigen können. ch würde es für ein großes 
Unglück halten, wenn ſich die Gleichmacherei auch auf die ſchöne Mannig⸗ 
faltigkeit unſeres Schulweſens erſtreckte. Wir haben 5 die Verbeſſerung 
der Schullehrergehälter bedeutende Summen bewilligt, ohne daß wir bis jetzt 
Erfolge geſehen haben; wir werden auch in dieſer Hinſicht in der Commiſſion 
eine genaue Prüfung anzuſtellen und zu unterſuchen haben, ob die allgemeine 
Finanzlage des Staates es ermöglicht, dieſe Summen noch zu erhöhen. 

Der Abg. Richter hat in Bezug auf die Den de i bal bemerkt, daß 
die Zuſtimmung des Landtages nicht eingeholt ſei; ich halte es allerdings 
für ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Zuſtimmung noch eingeholt wird, aber der 
Herr Eultusminiſter hat ja auch noch keine anderen Wege eingeſchlagen, ſon⸗ 
dern das ſchließliche Inkrafttreten der Synodalverfaſſung von unſerer Zu⸗ 
ſtimmung abhängig gemacht, weil die ſachlichen Rechte, welche der Kirche 
überwieſen werden ſollen, nicht ohne unſere Zuſtimmung verliehen werden 
können. Wenn wir uns zur Bewilligung der Synodalkoſten de ſo 
1 darin noch keine Billigung der be Eee ſelbſt. Die Gründe, 
welche für die Verweiſung des Etats der Eiſenbahnen an die Commiſſion 
ſprechen, ae der Abg. Richter ſchon angeführt. Wenn in den Einnahmen 
10 erhebliche Rückgänge ſtattfinden, deren Gründe mir dauernder Natur zu 
ein ſcheinen, wird es nicht zu vermeiden ſein, mehr und mehr auf das 
Staatseiſenbahnweſen loszuſteuern. Es bedarf dies aber einer gründlichen 
ſtatiſtiſchen Prüfung, beſonders bei Anträgen auf Tarifabänderungen. Was 
die Extraordinarien betrifft, {N iſt es wünſchenswerth, ſich durch Prüfung der 
Koſtenvoranſchläge von der Richtigkeit derſelben und von der Nützlichkeit des 
Projectes zu überzeugen. Denn durch die erſte Bewilligung engagiren wir 
uns zu noch viel größeren, welche vielleicht die zukünftige Finanzlage des 
Staates nicht zuläßt. Das führt mich auf die Finanzlage des preußiſchen 
Staates überhaupt. Wir brauchen wohl um ein mae für 1874 und auch 

für ſpäter nicht beſorgt zu ſein, ſondern können annehmen, daß die Einnah⸗ 
men die Ausgaben decken werden. Ich ſchicke aber von vorn herein voraus, 
daß nichts ſchwieriger iſt, als den preußiſchen Etat für einige Jahre im Vor⸗ 
aus zu ſchätzen, weil er weſentlich abhängt von induſtriellen Conjuncturen 
und wirthſchaftlichen Verhältniſſen. . 

Der preußiſche Staat iſt der größte Grundbeſitzer, der größte 
Bergwerksbeſitzer und der Bein Transporteur. Daher iſt Vorſicht noth⸗ 
wendig, um ſich nicht durch einige Jahre der Prosperität zu der Annahme 
verleiten zu laſſen, daß das in alle Ewigkeit ſo fortgehen werde. Man wird 
im Gegentheil ein bedeutendes Schwanken annehmen müſſen. Ich kann 
daher nur ſagen, daß die Einnahmen reichlich 1 an ſind. enn im 
Etat der Domänenverwaltung ein Rückſchritt bemerkbar iſt, ſo prognoſticirt 
das leider, daß die Einnahmen aus dem Grundbeſitz zurückgehen; ich halte 
die Anſicht für vollkommen berechtigt, daß in dieſer Beziehung nicht ſo bald 
eine Aenderung eintreten wird. Es wird alſo auch keine Steigerung der 
Einnahmen aus dem Domanium zu erwarten ſein, beſonders bei den Ver⸗ 
äußerungen, die vielfach vorgenommen worden ſind. Die hohen Einnahmen 
beruhen auf vorübergehenden Conjuncturen, die Ausgaben aber auf dauern⸗ 

den Einrichtungen, die ſich nicht zurückſchrauben laſſen, z. B. Beſoldungen 
und Löhne. Die Einnahmen können ſich alſo vermindern, während die Aus⸗ 
gaben ſich vermehren oder conſtant bleiben. Der Abg. Richter hat hervor⸗ 
gel oben, daß eine erhebliche Summe vorgeſehen iſt zur Vermehrung des 

Sfenbabncapitals aus den laufenden e der größte Theil des 
Extraordinariums it nichts weiter als eine Nachholung an Verſäum⸗ 
niſſe. Wir haben eben bei den Staatsbahnen keinen Neubau⸗ oder Reſerve⸗ 
fonds, wir müſſen alles aus den laufenden Einnahmen oder Ueberſchüſſen 
oder aus Anleihen beſtreiten. Die Hauptausgabe iſt hierbei für die Ver⸗ 
mehrung des Wagenbedarfs angeſetzt, der ſo fühlbar war, daß die Staats⸗ 
eiſenbahnen ſchon häufig bei Privateiſenbahnen Wagen geliehen haben. Eine 
bedeutende Steigerung der Einnahme aus den Eiſenbahnen — es müßte 

eben eine Tarifänderung eintreten — iſt vorläufig nicht zu erwarten. 
Es bleiben alſo Steigerungen der Einnahmen nur noch in den Steuern 
zu erwarten. Die Grund: und Klaſſenſteuer iſt fixirt, die Gewerbeſteuer ſteigt 
erfahrungsmäßig nur in ſehr geringem Betrage, 15 e führen ſogar 
die kleinen Verbeſſerungen zu einer Abnahme; die Gebäudeſteuer ſteigt nur 
mäßig; es bleibt alſo nur die klaſſifizirte Einkommenſteuer. Dieſe hat aller: 
dings die es zu Steigen; ich glaube aber micht, daß eine Steigerung 
ſchon für das nächſte Jahr zu erwarten iſt, und wenn ſelbſt eine Steigerung 
eintritt, jo ſteht fie doch in keinem Verhältniß zu den wachſenden Ausgaben 
des Staates. Ich combinire i die 1. haben eine weit ſtärkere 
Tendenz zum Steigen als die Einnahmen. as die Ausgaben betrifft, ſo 
ſagt der Etat ſelbſt, daß die Beſoldungen der Beamten um 33 Procent er: 
öht worden ſind und daß für Penſionen noch erheblich mehr geſchehen müſſe. 
udererſeits können wir aus der Erfahrung bereits Cute tun daß eine 
Vermehrung der Aemter des deutſchen Reiches eine Entlaſtung der Etats 
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der einzelnen Staaten nicht zur Folge hatte. Wir wollten deshalb die Be⸗ 
amtenſtellen vermindern, um dadurch eine beſſere Beſoldung 5 erzielen. 
Durch die Kreisordnung iſt nun der Anfang zu einer Decentraliſation ge⸗ 
macht worden, aber eine Verringerung der Beamten iſt noch nicht zu bemer⸗ 
ken, und es iſt die größte Gefahr 1 Prodi daß ſie nicht eintritt, wenn 
wir nicht ganz aufmerkſam find. Die Probinzialverwaltung, wenn ſie nicht 
mindeſtens die Regierungen vollſtändig 9 führt nur zu einer bedeu⸗ 
tenden Vermehrung der Laſten des Volkes. ir wollen wenige Beamten, 
ſtark beſchäftigt und gut bezahlt. Der Abg. Richter hat behauptet, ein jeder 
Finanzminiſter habe die geheime Tendenz mit Ueberſchüſſen zu bearbeiten; 
ſo lange die Volksvertretung kein Steuerbewilligungsrecht hat, iſt der 
Finanzminiſter genöthigt, die Budgets ſo aufzuſtellen, daß er auf jeden Fall 
ausreicht. Vorläufig werden wir alſo mit den Thatſachen rechnen müſſen 
und eher geneigt ſein, Ueberſchüſſe zu acceptiren, als das Gegentheil. 

Wir ſollen aber En ängſtlich fein in der Bewilligung von wirklich noth⸗ 
wendigen Ausgaben. Ich scheue mich nicht, ſelbſt au risque eines Deficits 
ſolche nothwendige Ausgaben z. B. für Schulden zu bewilligen. Solche Aus⸗ 
gaben können wir machen, weil wir ſchließlich reich genug ſind, ſie zu be⸗ 
zahlen. Um ſo energiſcher werde ich mich ſträuben, etwas zu bewilligen, 
was ich nicht für durchaus nothwendig halte. Das eine iſt ferner gewiß, 
daß die Epentualität einer Steigerung der Matricularbeiträge nicht fern 
liegt; ich gehe aber nicht näher darauf ein, weil wir mit unſerem eigenen 
Budget genug zu thun haben. Der College Richter hat hervorgehoben, daß 
die Lage Waldecks viele Klagen hervorgerufen hat, das kann ich als Ver⸗ 
treter Waldecks im Reichstage nur beſtätigen. Das Land wünſcht ein in⸗ 
tegrirender Theil Preußens zu werden, was jedoch von Preußen verweigert 
wird; die Gründe liegen im Staatsrecht des deutſchen Reiches. Wenn Wal⸗ 
deck nun als ſelbſtſtändiger Particularſtaat den Krieg mitgemacht, ſo hat es 
einen gegründeten Anſpruch, auch an der Kriegsentſchädigung theilzunehmen, 
um ſo mehr, als ſeine financielle Lage ſolche Zuſchüſſe unbedingt fordert. 
Kann Preußen das Land nicht annectiren, ſo 105 es daſſelbe wenigſtens 
mit ſeinen Landestheilen in gleiche Linie ſtellen. Es könnte mir nun aller⸗ 
dings die Verminderung der Schulden und Steigerung der Einnahme aus 
den Bergwerken entgegengehalten werden; allein die Schuldentilgung verliert 
dadurch ſchon ihre glänzende Perſpective, daß noch eirka 100 Millionen 
Thaler Eiſenbahn⸗Credite ausſtehen. Die Steigerung der Einnahmen 
aus den Bergwerken iſt aber eine ſo bedeutende, daß man auf eine 
lange Fortdauer dieſer Conjunctur nicht rechnen kaun. Wenn ich aljo 
auch nicht der Anſicht bin, daß wir ſo ſehr im Gelde ſchwimmen, ſo glaube 
ich doch, daß ſich der Stempel auf Zeitungen und Zeitſchriften nicht mehr 
lange halten kann, denn dieſe Einnahme iſt von allen Parteien verurtheilt 
worden. Ebenſo ſteht es mit den Einnahmen aus der Lotterie und aus den 
Chauſſeegeldern, die möglichſt bald in Wegfall kommen müſſen. Es jtellt jo 
al eine Verminderung der Einnahmen und Steigerung der Ausgaben 
Halle 570 deshalb empfehle ich Ihnen Vorſicht bei der Behandlung finan⸗ 
zieller Fragen. 

Abg. v. Benda: Ich halte den diesjährigen Etat für den Uebergang aus 
den an die Märchen von Tauſend und Eine Nacht erinnernden Finanzbildern 
zu ruhigen und geregelteren Zuſtänden. Die Schäden, welche die letzten 
Jahre dem wirtschaftlichen Leben unſeres Volkes gebracht haben, halte ich 
für bedeutender als der Abg. Richter. Sonſt befinde ich mich wunderbarer 
Weiſe in der Lage, die Verhältniſſe viel günſtiger 1 7 als der Abg. 
Miquel. Dann bei der Erwägung der ſteigenden Ausgaben beruhigt mich 
der Umſtand, daß der preußiſche Staat ſich im Beſitz von Compenſations⸗ 
mitteln befindet. Wir dürfen aber auch nicht vergeſſen, daß wir durch die 
Ausgaben im Extraordinarium die Zukunft von dieſen Verpflichtungen ent⸗ 
laſten, und die Koſten, welche für die Hebung des Wohlſtandes ausgegeben 
find, werden auch ihre Wirkung nicht verfehlen. Die Frage wegen Abän⸗ 
derung des Eiſenbahntarifs berührt nicht nur die Staats⸗, ſondern auch die 
Privakeiſenbahnen. Ich glaube aber in der Ankündigung des Herrn Finanz: 
miniſters hat ſchon eine Art Programm gelegen, 5 chon beſtimmte An⸗ 
ſchauungen aufgeſtellt ſind, über welche der Herr Miniſter mit den Com⸗ 
miſſionen verhandeln wird. Ich kann nur beſtätigen, daß die Beſorgniß der 
Erhöhung der Matrikularbeiträge allerdings begründet iſt; ich glaube aber, daß ſie 
auch vom Finanzminiſter bereits ins Auge gefaßt ſein wird. Ich will nur noch 
etwas über die Wünſche der Landwirthſchaft hinzufügen, weil ich aus mir 
nahe ſtehenden Kreiſen dazu aufgefordert bin. Nach meiner 15jährigen par⸗ 
lamentariſchen Praxis behaupte ich, daß das Intereſſe für die Landwirthſchaft 
ein Gemeingut aller Parteien in Preußen iſt (Beifall), daß es kein Sonder⸗ 
eigenthum einer Partei iſt; daß ferner, vielleicht mißverſtändlich, vielfach aber 
dasjenige, was die Geſetzgebung für die Landwirthſchaft gethan hat, unter⸗ 
ſchätzt worden iſt. 

Wir haben eine neue Grundbuchordnung, die Aufhebung der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer, Erleichterung der Eiſenzölle, 3 Millionen Thaler ſind den 
Provinzen überwieſen worden, welche der Landwirthſchaft zu Gute kommen 
werden. Von den Meliorationen für Forſteultur und Canalweſen iſt eben⸗ 
falls Vieles im Intereſſe der fe DOTE Und in dieſem Hauſe war 
kaum Eine Stimme, die Nein ſagte, ſo lebhaft war das Intereſſe auf allen 
Seiten vertreten. Es ſind allerdings noch mancherlei Wünſche rückſtändig; 
wenn ich nicht irre, iſt es die Doppelbeſteuerung bei den directen Steuern, 
die Frage der Auswanderung und des Contractbruches, welche jetzt in den 
Vordergrund getreten iſt. Das ſind Reformen, mit denen wir uns ſpeciell 
beſchäftigen können, die man aber nicht bei Gelegenheit der Etatsberathung 
erledigen kann. Bei Frage der Aufhebung der Chauſſeegelder, Erweiterung 
der Forſteultur, des Canal⸗ und Straßenbaues werden ſich Wünſche geltend 
machen, die bei ihrer großen Berechtigung wohl auf Erfüllung rechnen können. 
Das darf aber nicht verlangt werden, daß man Agitationen, die draußen im 
Lande wohl berechtigt ſein mögen, über die Schwelle dieſes Hauſes eintreten 
laſſe. Das werden wir ewig und immer ablehnen müſſen, daß etwa im⸗ 
perative Mandate landwirthſchaftlicher Intereſſen ertheilt werden. Ich habe 
dies angeführt, weil ſolche Worte vielfach dem Mißverſtändniſſe unterliegen 
und geeignet ſind, Verwirrung zu erregen. Wir werden uns aber der Ver⸗ 
antwortlichkeit, welche wir heute für die Finanzen des Landes übernehmen, 
bewußt ſein und hoffen, daß der Finanzminiſter allen berechtigten Wünſchen 
vorurtheilsfrei ee wird. 

Finanzminiſter Camphauſen: M. H., wenn Sie zunächſt unſere dau⸗ 
ernden Ausgaben ins Auge faſſen, ſo werden ſie finden, daß wir im Jahre 
1871 uns begnügen mußten, zu diesem Zwecke 166,743,000 Thlr. zu verwen⸗ 
den, im Jahre 1872 174,333,000 Thlr. im Jahre 1873 bereits 186,593,000 
Thle. ausgegeben haben, im Jahre 1874 aber 198,334,000 zur Berwendung 
bringen. Trotz dieſer Thatſache finden wir doch bereits heute ſchon Anklänge 
in der Debatte, man möge doch die Ausgaben noch höher ſtellen; und ebenſo 
treten bereits heute wieder Wünſche in Betreff Steuererlaß und Aufhebung 
von Staatseinnahmen hervor. Ja, meine Herren, wenn es ſich um Ausgaben 
handelt, d. h. um Beſoldung, um Löhne, um Bauten u. ſ. w. dann hören 
wir immer von allen Seiten: der Geldwerth iſt gefallen, wir müſſen mehr 
Geld ausgeben; wenn es ſich aber darum handelt, die Steuerlaſt des Landes 
zu beurtheilen, dann höre ich von keiner Seite die Betrachtung, daß doch der 
Geldwerth der Steuern auch gefallen iſt und daß ſchon eine große Steuer⸗ 
erleichterung darin liegt, daß wir nicht mehr Steuer begehrt haben. (Heiter⸗ 
keit). Daß es überhaupt gelingt, ohne Erhöhung der Steuern jo 
große Zwecke zu befriedigen, das iſt eine ungemein merkwürdige 
Erſcheinung in unſerm Staatsweſen, die nur darin ihren Grund 
hat, daß wir Verwaltungen verſchiedener Art beſitzen, ſo daß hier 
und da eine Compenſation eintreten kann. Wir haben bereits in dem, was 
bisher geſchehen, in Bezug auf die Wahl: und Schlachtſteuer, in Bezug auf 
die Modification des Zolltarifs, in Bezug auf den Dotationsfonds für die 
Provinzen thatſächlich eine nicht geringe Ermäßigung der Steuerlaſten herbei⸗ 
geführt. Nun gebe ich gerne zu, daß deſſen ae noch in Bezug auf 
die Ermäßigung dieſer oder jener Steuer beſtimmte Wünſche gehegt werden 
können, Ich weiß, Sie warten alle darauf, was ich hinſichtlich der Zeitungs⸗ 
W keuet ſagen werde. (Heiterkeit.) 

Nun, Sie wiſſen, daß im 1 U Jahre die Regierung ſich auf den 
dieſerhalb von Ihnen angenommenen Geſetzentwurf nicht einverſtanden er⸗ 
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die Klage über die mangelhafte Berückſichtigung der Intereſſen der ländlie 
und Landwirthſchaft treibenden Bevölkerung im Gegenſatze zu den Krei 
der Induſtrie⸗ und Handelsbevölkerung. So ſollen 105 wieder in die] 
Etat von den Ueberſchüſſen verwendet werden 9 Millionen zu Kanalbau 
und Hafenanlagen, und 11½ Mill. zu Eiſenbahnen. Dagegen finden wir in 
Etat nur 40,000 Thlr. zu Chauſſeebauten angeſetzt, das reicht gerade hin 
die Chauſſeen fahrbar zu machen, was ſie jetzt ee! ſchon ni 
mehr ſind. Der Grundbeſitz und die Landwirthſchaft befindet 11705 
einer Kriſis, die ich mit dem Ausdruck Productions ⸗Noth bezei 
nen möchte. An ſich zu hoch, unrichtig und in gewiſſem Maße doppelt 
ſteuert, hat der Grundbeſitz die veruichtende Concurrenz des billiger 
bauenden Auslandes zu tragen und dieſes hat vermöge unſerer eigenthüm⸗ 
ltcheu Eiſenbahntarife noch den Vortheil auf unſern Eiſenbahnen, das Korn 
billiger verfahren zu können, als wir glücklichen Inländer. (Sehr richti 
rechts.) Dazu kommt die Hauptcalamität, das find die ſteigenden Arbeits; 
und Geſindelöhne, vor Allem aber der abſolute Arbeitermangel für d 
Grundbeſitz. ; i 
Dieſe Noth trifft den Beſitzer wie den Pächter und gerade in den bisher 
landwirthſchaftlich blühendſten Landestheilen verkaufen bereits die 
mit Aufopferung ihre Grundſtücke; der Ertrag ſinkt merklich und in fteige 
dem Maße und die Landwirthſchaft hat ſchon den Grundſatz in Angri 
nommen und zum Theil begonnen auszuführen, der bisher nur in Engle 
bekannt war, nämlich, den Körnerbau ganz aufzugeben und völlig zur Weid 
wirthſchaft und en überzugehen. Wenn ich ſelbſt auch d 
Syſtem für die betreffenden Beſitzer als vortheilhaft anerkenne, ſo weiſe 
doch darauf hin, wie wir aus der Geſchichte wiſſen, daß gerade dieſes ſe 
Syſtem einen antiken Staat zu Grunde gerichtet hat. Wenn der A 
Richter für die Auswanderung der Arbeiter aus Pommern die Fideikomm 
als Grund anführte, ſo iſt das unrichtig. Die größte Zahl der Fideikomm 
beſitzt Schleſien und die Auswanderung aus 9 iſt durchaus geri 
Daß die Zerſplitterung des Grundbeſitzes und die Parzellenwirthſchaft auch 
keineswegs einen geſunden Mittelſtand ſchafft, ſondern erſt recht zur Bildu 
von Latifundien beiträgt, dafür liefert uns Frankreich den Beweis. 
brauche nur an den Bericht des franzöſiſchen Ackerbauminiſters und die 
quete der Agrar⸗Commiſſion zu erinnern. Es iſt auch keineswegs die über⸗ 
ſeeiſche Auswanderung, die die Calamität herbeiführt, ſondern hauptſächlich 5 
die Auswanderung im Lande ſelbſt, das Verlaſſen des flachen Landes und 
das Wie zu den Induſtriecentren der großen Städte. 
ollte man nun gar noch, wie der Abg. Richter berfehlug, 3 
wirthſchaftliche Miniſterium ganz aufheben, ſo würde die Empfindun 8 
Lande ſein, man hat dem Grundbeſitz den Kopf abgeſchlagen und vertheilt 
die einzelnen Glieder. In den Ruf der Aufhebung der Grundſteuer kam 
ich, offen geſagt, nicht einſtimmen, ich halte ſie einfach für unmöglich; für 
viel richtiger halte ich den Ruf, die Doppelbeſteuerung des Grundbeſitzes auf; 
zuheben der Art, daß man das mit der Grund⸗ und Gebäudeſteuer bele 
Einkommen nicht nochmals zur Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer heranzi 
Jedenfalls ſcheint es mir richtiger, anſtatt 21 Millionen vorwiegend für 
Handel⸗ und Induſtriezwecke zu verwenden, eine Steuererleichterung im Al 
gemeinen, namentlich aber für den ſo drückend belaſteten Grundbeſitz ein⸗ 
treten zu laſſen. Es ſind in dem diesjährigen Etat allein für Straßenpfla 
und Anlage von Plätzen für Berlin 1 Million Thaler angeſetzt. Dabei fi 
das Mißverhältniß der ann für Chauſſeen beſonders grell in 
Augen. Möge das Haus bei der Etatsberathung eingedenk fein, fo bede 
ſame Intereſſen wie die der Landwirthſchaft nicht in ungerechter We 
hintanzuſetzen. x 
Finanzminiſter Camphauſen: Der Straßenbau in Berlin iſt nicht et 
wie der Vorredner meint, ein freiwilliges Geſchenk, des Stagtes, ſondern 
Erfüllung einer Asche Verbindlichteit, zu der wir durch Geſetz gezwungen 
ſind. Der Silberſchatz in Lüneburg iſt nicht eines Geſchäfts wegen angeka 
ſondern einmal um zu verhindern, daß der Schatz ins Ausland gehe, joda 
aber zur Hebung unſerer Kunſtinduſtrie, indem wir die Abſicht haben, die 
Schatz in unſerem Gewerbemuſeum öffentlich auszuſtellen. Bei den Chauffi 
bauten hat der Vorredner die Hauptſätze im Etat ganz überſehen, die 
auf 2 Millionen belaufen. Den Vorwurf, die Ueberſchüſſe von 21 Millione 
ſeien nur für Handel und Induſtrie verwendet, hätte ich bei dem große: 
Scharfſinn des Vorredners gar nicht erwartet. Der Canal⸗ und Eiſenbahn 
bau, ſollte ich meinen, kommt ganz beſonders und der erſte meiſtantheil 
direct und unmittelbar der Landſvirkhſchaft zu Gute. (Sehr richtig! links 
Weun irgend etwas der Landwirthſchaft nützt, jo iſt es der Canalbau. Wa 
die Auswanderung betrifft, fo iſt die See immer ein unerſchöpflicher An 
ziehungspunkt für dieſelbe geweſen. Von je haben die Küſtenprovinzen i 
höchſt überwiegendem Maße das größte un l zur Auswanderung geſte 
Für Pommern will ich zunächſt 10 en, was ich als Finanzminiſter thun wen 
reſp. gethan habe. In dem Bezirke Stralſund ſind jetzt oder werden z 
nächften Jahre gröbere Domänen pachtlos. Als mir die Vorfchläge unterbre 
wurden, zu einer Neuverpachtungüberzugehen, habe ich meinerſeits die Regieru 
aufgefordert, zunächſt die Frage zu erörtern, ob nach den dort gegebe 
Verhältniſſen die Anſiedelung von tüchtigen Bauernfamilien ausführbar w 
(Beifall.) Wir vernachläſſigen die Intereſſen der ee keineswegs 
Wir werden Sr. Majeſtät nicht rathen, das landwirthſchaftliche Miniſteri 
eingehen m laſſen, ſondern eine Perſönlichkeit an die Spitze zu ſtellen, von 
der wir e il uff überzeugt ſind, daß ſie den Gang unſerer Politik unter 


llären konnte; auch wurde das Geſetz vom Herrenhauſe verworfen. Sie ſtützt, als wir hoffen, daß ſie ſich der landwirthſchaftlichen Intereſſen kräftit 
wiſſen ferner, daß die Regierung im Sommer vorigen Jahres einen Preß⸗ annimmt. 
geſetzentwurf für das ganze deutſche Reich dem Bundesrathe vorlegte und Abg. midt verweiſt den Abg. v. S 


S v 
bei Annahme dieſes Preßgeſetzes ſich bereit erklärte, den Zeitungsſtempel in Fa der landwirlhſchafſlichen 
Wegfall zu bringen. Dieſer Geſetzentwurf liegt noch gegenwärtig dem Aus⸗ i 
ſchuſſe des . al zur Berathung vor. Es find jetzt Einleitungen ge⸗ 
troffen, um die Berathungen jo ſehr als möglich zu beſchleunigen, ſodaß 
derſelbe ſobald als möglich an den Reichstag gelangen kann. Immerhin iſt 
alſo der Finanzminiſter nicht in der Lage, mit allzufeſter Zuverſicht auf die 
Fortdauer der Zeitungsſteuer rechnen zu dürfen. enn nun Herr Richter 
6 5 Anſicht angekündigt hat, durch ein bloßes Votum beim Etat die Lotteriever⸗ 3 
waltung aus der Welt zu ſchaffen, ſo muß ich zunächſt nach meiner Auffaſſun 
die Competenz des Hauſes zu einem ſolchen Schritt e beſtände aber au 
die er hierzu, ſo würde das Haus etwas ſehr Unrichtiges thun, wollte es 
in dieſer Weiſe verfahren. Man mag über Lotterien denken wie man will, jo iſt 
doch das unzweifelhaft, daß es für uns kein Fortſchritt ſein würde, wenn blos in 
dem Particularſtgat Preußen die Lotterie beſeitigt würde und wenn 
in allen unſeren Nachbarſtaaten der Debit der Looje immer mehr ausgedehnt 
wird, wie das bisher und namentlich in letzter Zeit geſchehen. Ich würde 


an das 


weck keine Guillotine apfel ic 


Die erſte Berathung wird hiermit geſchloſſen und das Haus entſcheide 
ſich einftimmig für den Antrag Miquel, alſo für 0 des Budgets 
im Plenum, jedoch in der Weiſe, daß außer den Etats des Cultus und de 
Eiſenbahnverwaltung der ganze Etat des Handelsminiſteriums, nich 
blos das Extraordingrium deſſelben an die Budget⸗Commiſſion zu 
Vorberathung verwieſen wird. Die Commmiſſare für die einzeln 


— 


4 


Sruppen des Etats bofft der Praſtdent 
e nennen zu können. Desgleichen 


45 


ereitet er es auf die Wahl von drei] Notiz bezah 


t 

lub . Nächte Sitzung Dinstag 12 Uhr. (Antra enk: 
Berathung der Abänderungen zum e zweite Borat 

des Geſetz⸗Entwurfes, betreffend die Gebühren bei rhebung der Klaſſen⸗ 
Einkommenſteuer.) 
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mpfingen geſtern Ihre kaiſerl. und königl. Hoheiten den Ktonpringen | Auseburg 100 12 1. ½ 8. eee 1 
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general⸗Adjutanten Grafen v. d. Goltz. Wien 180 Pl. . 8 . 6 88 br Periin Stettin 1 
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B ordba 2. G. Ldw. B. Kwilecki = 4 i i . 1 
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mfatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. | Märkisch-Posener % 101 G. Posener Bank 64% | 61, 6 104% c. die Vertagung der Wahlen und bezeichnet den gegenwärtigen Modul, 
— x 2 Jiederschl.- Märkische. 4 | 94%, B. Pos. Pr.-Wechsl. B.] — |8 4 B. bei welch die Rei lge des Ablaufs 8 li Wahltermine 
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Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 4 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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